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Newsletter  
 
 
 
Handwerksrecht / Bußgeld und Sanktionsfolgen  
 

Bußgelder wegen Schwarzarbeit und Mindestlohnverstößen (bis 500.000 €) und die teure 

Folgekette: Vorteilsabschöpfung, Wettbewerbsregister, Ausschluss von öffentlichen Auf-

trägen, Untersagung – Verteidigung und Selbstreinigung aus verwaltungsrechtlicher Sich t 

 
1. Einleitung  

 

Handwerksbetriebe stehen 2026 unter 

wachsendem Prüfdruck: Die Finanzkon-

trolle Schwarzarbeit (FKS) des Zolls fährt 

Schwerpunktprüfungen im Bau - und Aus-

baugewerbe, Handwerkskammern und 

Ordnungsbehörden verfolgen die uner-

laubte Handwerksausübung konsequen-

ter als je zuvor. Die unmittelbare Geld-

buße ist dabei häufig nur der Anfang: Exis-

tenzbedrohend wird die verwaltungs-

rechtliche Folgekette – von der Abschöp-

fung des wirtschaftlichen Vorteils über die 

Eintragung in das Wettbewerbsregister 

und den Ausschluss von ö ffentlichen Auf-

trägen bis zur Betriebsuntersagung.  

 

Der folgende Überblick zeigt die Risiko-

lage – und die Verteidigungsmöglichkei-

ten auf jeder Stufe dieser Kette.  

 

2. Die Bußgeldfront: Schwarzarbeit, 

Handwerksrolle, Mindestlohn  

 

Das Sanktionsregime ist gestuft: Die uner-

laubte Ausübung eines zulassungspflichti-

gen Handwerks ohne Eintragung in die 

Handwerksrolle kostet bis zu 10.000 € (§ 

117 Abs. 1 Nr. 1 HwO); werden Dienst - 

oder Werkleistungen in erheblichem Um-

fang erbracht, drohen bis zu 50.000 € nach 

§ 8 Abs. 1 Nr. 1 lit. e, Abs. 3 SchwarzArbG. 

Hinzu tritt die Abschöpfung des wirt-

schaftlichen Vorteils nach § 17 Abs. 4 O-

WiG, die das gesetzliche Höchstmaß über-

steigen darf – bei umsatzstarken Betrieben 

wird daraus schnell ein sechsste lliger Ge-

samtbetrag. Auch Auftraggeber haften: 

Wer Leistungen in erheblichem Umfang 

durch Unternehmer ausführen lässt, von 

deren fehlender Eintragung er weiß oder 

fahrlässig nicht weiß, handelt selbst ord-

nungswidrig (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 Schwarz-

ArbG).  

http://www.baiker-richer.de/
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Noch schärfer ist das Mindestlohnrecht: 

Seit dem 01.01.2026 beträgt der gesetzli-

che Mindestlohn 13,90 € brutto je Stunde 

(ab 01.01.2027: 14,60 €). Verstöße – auch 

durch unzureichende Arbeitszeitaufzeich-

nungen – können mit Geldbußen bis zu 

500.000 € geahnde t werden (§ 21 MiLoG). 

Besonders riskant für das Bau - und Aus-

bauhandwerk ist die Nachunternehmer-

kette: Der Generalunternehmer haftet für 

die Mindestlohnzahlung seiner Subunter-

nehmer wie ein Bürge, der auf die Einrede 

der Vorausklage verzichtet hat, und han-

delt selbst ordnungswidrig, wenn er Nach-

unternehmer in erheblichem Umfang ein-

setzt, von deren Mindestlohnverstößen er 

weiß oder fahrlässig nicht weiß.  

 

3. Die FKS -Prüfung: Rechte und Pflichten 

vor Ort  

 

Die Prüfer der FKS dürfen Geschäftsräume 

und Baustellen während der Arbeitszeit 

betreten, Personen befragen und Unterla-

gen einsehen; Arbeitgeber trifft eine Dul-

dungs - und Mitwirkungspflicht (§§ 2 ff. 

SchwarzArbG). Zugleich gilt: Niemand 

muss sich selbst be lasten. Sobald sich die 

Prüfung gegen den Inhaber als Betroffe-

nen eines Bußgeld - oder Strafverfahrens 

richtet, bestehen Schweigerechte, über die 

häufig nicht oder zu spät belehrt wird – ein 

Ansatzpunkt für Beweisverwertungsfra-

gen im späteren Verfahren.  

 

Praktisch bewährt hat sich ein klarer Prü-

fungsfahrplan: benannte Ansprechper-

son, keine spontanen inhaltlichen Erklä-

rungen, Dokumentation des Prüfungsab-

laufs, unverzügliche anwaltliche Einbin-

dung vor Abgabe schriftlicher 

Stellungnahmen. Fehler in den ersten 

Stunden einer Prüfung lassen sich später 

kaum noch korrigieren.  

4. Verteidigung gegen den Bußgeldbe-

scheid  

 

Gegen den Bußgeldbescheid ist binnen 

zwei Wochen ab Zustellung Einspruch 

einzulegen (§ 67 OWiG). Nach Aktenein-

sicht setzt die Verteidigung auf drei Ebe-

nen an: beim Tatbestand (etwa: keine we-

sentliche Tätigkeit eines zulassungspflich-

tigen Handwerks, kein er heblicher Um-

fang, keine Selbständigkeit), beim Ver-

schulden (fehlender Vorsatz, Verbotsirr-

tum nach § 11 Abs. 2 OWiG – gerade bei 

der komplexen Abgrenzung zulassungs-

pflichtiger Tätigkeiten naheliegend) und 

bei der Rechtsfolge (Zumessung nach § 17 

Abs. 3 OWiG , Nettoprinzip bei der Vor-

teilsabschöpfung, Hinwirken auf Einstel-

lung nach § 47 OWiG).  

 

Für Betriebsinhaber und Geschäftsführer 

ist zudem § 130 OWiG im Blick zu behal-

ten: Die Verletzung von Aufsichtspflichten 

im Betrieb kann selbständig geahndet und 

über § 30 OWiG mit einer Verbandsgeld-

buße gegen das Unternehmen verbunden 

werden. Dokumentiert e Compliance – 

Nachunternehmerprüfung, Arbeitszeiter-

fassung, Zulassungskontrolle – ist daher 

zugleich die beste Prävention und das 

stärkste Verteidigungsargument.  

 

5. Die teuerste Folge: Wettbewerbsregis-

ter, Vergabeausschluss, Untersagung  

 

Ab bestimmten Schwellen werden be-

standskräftige Bußgeldentscheidungen 

nach dem SchwarzArbG, dem MiLoG und 

weiteren Gesetzen in das 
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Wettbewerbsregister beim Bundeskartell-

amt eingetragen. Öffentliche Auftraggeber 

müssen das Register ab 30.000 € Auftrags-

wert abfragen und können – teils müssen 

– eingetragene Unternehmen vom Verga-

beverfahren ausschließen (§§ 123, 124 

GWB). Für Betriebe mit  kommunaler oder 

staatlicher Auftraggeberschaft ist das häu-

fig der wirtschaftlich gravierendste Teil 

der Sanktion: Der Auftragsstopp über-

steigt die Geldbuße schnell um ein Vielfa-

ches.  

 

Das Verwaltungsrecht bietet hier einen 

wirksamen Hebel: die vorzeitige Löschung 

aus dem Wettbewerbsregister wegen 

Selbstreinigung (§ 8 WRegG). Wer den 

Schaden ausgleicht, aktiv an der Aufklä-

rung mitwirkt und durch konkrete perso-

nelle, organisatorische und technische 

Maßnahmen künftigen Verstößen vor-

beugt, kann die Löschung vor Ablauf der 

regulären Frist erreichen – und damit den 

Zugang zu öffentlichen Aufträgen wieder-

herstellen. Der Löschungsantrag will sorg-

fältig vorbereitet sein; die Anforderungen 

des Bun deskartellamts an die Darlegung 

der Selbstreinigung sind hoch.  

 

Parallel drohen ordnungsrechtliche Maß-

nahmen gegen den Betrieb selbst: die Un-

tersagung der Betriebsfortführung nach § 

16 Abs. 3 HwO bei fortgesetzter unerlaub-

ter Handwerksausübung sowie – bei nach-

haltigen Pflichtverstößen – die Gewerbe-

untersagung wegen Unz uverlässigkeit (§ 

35 GewO), die auf alle Gewerbe erstreckt 

werden kann. Beide Verfügungen werden 

regelmäßig für sofort vollziehbar erklärt; 

der Eilantrag nach § 80 Abs. 5 VwGO ist 

dann das Mittel der Wahl. Die Untersa-

gung steht im Ermessen – mildere Mittel  

wie Fristsetzung zur Legalisierung oder 

Teilbeschränkung sind vorrangig geltend 

zu machen, zumal wenn parallel ein Zu-

lassungsverfahren (Betriebsleiter, Altge-

sellenregelung nach § 7b HwO, Ausnah-

mebewilligung nach § 8 HwO) betrieben 

wird.  

 

6. Praxishinweise  

 

Wir empfehlen einen Compliance -Check 

2026 entlang der gesamten Sanktions-

kette: Handwerksrolleneintragung und 

Tätigkeitszuschnitt, Nachunternehmer-

prüfung und Mindestlohndokumentation, 

Prüfungsfahrplan für den FKS -Besuch – 

und im Ernstfall die abgestimmte Do ppel-

strategie aus Bußgeldverteidigung und Si-

cherung der öffentlichen Auftragsfähigkeit 

(Selbstreinigung, Registerlöschung). Wer 

erst nach Bestandskraft des Bescheids rea-

giert, hat die wichtigsten Weichen bereits 

verpasst: Ob eine Eintragung in das Wett-

bewe rbsregister droht, entscheidet sich im 

Bußgeldverfahren.  

 

In eigener Sache:  

 

Baiker & Richter Rechtsanwälte (PartG) 

sind auf Verwaltungsrecht spezialisiert 

und vertreten im Handwerks - und Gewer-

berecht Betriebe, Innungen und Ver-

bände: von der Begleitung von FKS - und 

Kammerprüfungen über die Verteidigung 

in Bußgeld - und Untersagungsv erfahren 

bis zur Selbstreinigung und Löschung aus 

dem Wettbewerbsregister – außergericht-

lich und gerichtlich in allen Instanzen.  


